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Die Ankündigung vorgezogener Bundestagswahlen für den 18. September 
hat unser Rundbriefteam aufgegriffen und Menschen aus dem GRÜNEN 
Umfeld unseres Kreisverbandes um ihre Meinung zum GRÜNEN Projekt 
gebeten. Die Beiträge versammeln viele gute Argumente, warum es wich-
tig und richtig ist, dass starke GRÜNE im Parlament vertreten sind, sei es 
in einer Neuauflage der Rot-Grünen-Koalition oder als eine schlagkräftige 
Opposition. Zusammengekommen sind so neben den pointierten Stellung-
nahmen unserer Spitzen in Bund und Land, Fritz Kuhn und Theresia Bauer, 
eine Reihe ganz unterschiedlicher Beiträge von engagierten GRÜNEN, die 
aus ihrem beruflichen oder privaten Alltag mit den Notwendigkeiten und 
den großen und kleinen Erfolgen GRÜNER Bundespolitik vertraut sind. So 
zeigt Dr. Constantin Sander kurz und knapp die Perspektiven ökologischen 
Wirtschaftens auf, Komla Agbavito berichtet über seine Erfahrungen mit der 
von ROT-GRÜN neu gestalteten Einwanderungs- und Integrationspolitik und 
Barbara Greven-Aschoff skizziert die verbesserten Rahmenbedingungen für 
die kommunale Finanzpolitik. Darüber hinaus beschreibt Lucas Guttenberg 
die (Mit-) Gestaltungsmöglichkeiten junger GRÜNER, Annegret Fabricius zeigt 
das Engagement und die Erwartungen älterer Menschen innerhalb der Partei 
Bündnis 90/Die Grünen und Anna Christmann berichtet vor dem Hintergrund 
ihrer studentischen Erfahrungswelt über GRÜNE Leitlinien einer demokratisch 
und sozial orientierten Hochschulpolitik. Und schließlich verweist Daniel Hager-
Mann auf die Konturen GRÜNER Schulpolitik und Dorothea Paschen zeigt, 
warum starke GRÜNE für ein lebendiges Kulturleben wichtig sind.

Den Erfolg am 18. September müssen wir gemeinsam gestalten. Dazu brau-
chen wir – auch und gerade in diesen letzten Tagen vor dem Wahlentscheid 

– Eure Unterstützung, sei es in der Diskussion mit Freunden und Bekannten 
über GRÜNE Politik, am Infostand oder auch durch eine Spende für die ge-
meinsamen Aktivitäten.

Erst aber mal wünscht das Rundbriefteam viel Spaß beim Lesen.

Uwe Wenzel und Judith Marggraf

 STARKE GRÜNE
WÄHLEN!
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 WARUM BRAUCHT ES
NACH DER WAHL STARKE GRÜNE?
    Fritz Kuhn, MdB

Weil der Atomausstieg weitergehen muss…

Weil Lafontaine im Kern ein Reaktionär ist…

Weil Generationengerechtigkeit nur von uns 

ernst genommen wird…

Weil wir wissen, wie gute Frauenpolitik geht…

Weil die Balance zwischen Sicherheit und Freiheit 

gehalten werden muss…

Weil gute Freunde, wie beim Irak,

auch mal Nein sagen …

Weil der Biolandbau wachsen muss…

Weil wir mehr für Bildung und Forschung tun …

Weil Deutschland viel zu schön ist, um schwarz zu 

werden…

Weil Grün die Farbe der Hoffnung und Gelb die Farbe 

der Eifersucht ist…

Weil wir aus Fehlern lernen können…

Weil wir beides können: Regieren und Opposition…

Und weil wir das unserem Heidelberg 
einfach schuldig sind…

Weil nur wir für Ökologie sind…

Weil wir unser Land modernisieren können durch neue 

Innovationen…

Weil wir neue einfache Jobs schaffen, durch gezielte 

Senkung von Lohnnebenkosten…

Weil wir für mehr Gerechtigkeit stehen, aber auch 

wissen, wie man sie möglich macht…

Weil wir für alle Kinder auch unter drei Jahren einen 

Betreuungsplatz garantieren…

Weil Renate für den Verbraucherschutz unver-

zichtbar ist…

Weil wir eine Bürgerversicherung für alle wollen, 

die solidarisch ist…

Weil die Kopfgelder von Frau Merkel furchtbar sind…

Weil die FDP bei der Mehrwertsteuer umfallen wird…

Weil wir für gerechte Globalisierung sind …

Weil die Welt nur sicherer wird, wenn wir Armut 
bekämpfen und Menschenrechte schützen…

Weil das Fördern stärker werden muss…

Am 18. September ist Bundestagswahl und wir Grüne wollen unser Wahlergebnis in Heidelberg 
deutlich verbessern.

Dafür brauchen wir neben Eurem Engagement
auch Eure finanzielle Unterstützung. 
Wer also grüne Politik unterstützen möchte, findet hier unser Konto:
Bündnis 90 / Die Grünen Heidelberg
Konto-Nr.: 451509 · BLZ: 67290000 bei der Volksbank Heidelberg
Verwendungszweck: Wahlkampfspende & Adresse SpenderIn)
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Die Natur wirtschaftet seit mehreren 
Milliarden Jahren ökologisch – mit einer 
Effizienz von fast 100%.
Fast alles, was in Naturprozessen verbraucht wird, geht 
wieder in natürliche Prozesse ein. Dieses Prinzip hat sich 
bewährt. Was liegt da näher als in Zeiten von knapper 
werdenden Rohstoffen und steigenden Rohstoffpreisen 
es der Natur nachzumachen?

Nachhaltigkeit heißt das Prinzip und ist 
seit 1998 offizielle Regierungspolitik 
– dank BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Die Bilanz ist positiv: Atomausstieg, Energiewende zu 
alternativen Energien, Förderung der Erzeugung nach-
haltiger Rohstoffe und ein Verbraucherschutz, der die 
gesunde Ernährung in den Vordergrund stellt. Und ganz 
nebenbei schafft das Arbeitsplätze:

Über 200.000 Menschen haben allein im 
Bereich alternative Energien einen Job 
gefunden.
Wahrscheinlich eine der größten Jobmaschinen der 
Gegenwart. Und das ist erst der Anfang. Inzwischen hat 
selbst die CDU kleinlaut zugegeben, dass die Ökosteuer 
unverzichtbar ist. Es stellt sich nicht mehr die Frage, ob 
wir ökologisch wirtschaften wollen, sondern wie wir das 
am effektivsten bewerkstelligen können. Die Zunahme 
von Witterungsextremen und Naturkatastrophen sind eine 
deutliche Warnung. Wir machen gegenwärtig durch unsere 
Emissionen von Treibhausgasen ein großes Experiment 
mit unserer Atmosphäre - und sitzen mittendrin.

Es gibt keine Alternative zur ökologischen 
Kreislaufwirtschaft.
Diese ist nicht nur machbar, sondern auch wesentlich 
billiger, denn sie spart Rohstoffe ein und vermindert 
Kosten durch Energieeinsparung und Abfallvermeidung. 
Beispiel Holz im Bauwesen: Holz schneidet in Bezug auf 
die Ressourceneffizienz um den Faktor 10 besser ab als 
mineralische Baustoffe wie Ziegel oder Beton. Und Holz 
ist ein nachwachsender Rohstoff.

Beispiel erneuerbare Energien: Sonnenenergie oder Wind 
stehen uns fast ständig zur Verfügung. Windkraftwerke 

haben z.B. innerhalb weniger Wochen die Energie produ-
ziert, die zu ihrer Herstellung nötig ist. Danach produzieren 
sie Energie im Überschuss. Nachhaltig.

Deutschland ist inzwischen auch im 
Bereich erneuerbare Energien Export-
weltmeister.
Photovoltaik, die Erzeugung von Strom aus Sonnenener-
gie wird bei Voranschreiten der technischen Entwicklung 
und weiterer Steigerung der Nachfrage in naher Zukunft 
eine absolut konkurrenzfähige Form der Stromerzeugung 
sein und die momentane Anschubfinanzierung nicht mehr 
benötigen. Zum Vergleich: Die Atomindustrie hing bis zu-
letzt am Tropf des Steuerzahlers.

Kurzum:

Nachhaltig ökologisch Wirtschaften ist der 
Trend des 21. Jahrhunderts, der uns das 
Überleben auf diesem Planeten sichert. 
Und das geht in Deutschland nur mit 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN! 

ÖKOLOGISCH WIRTSCHAFTEN
IST NACHHALTIG BILLIGER!
Dr. Constantin Sander, Dipl. Holzwirt
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?
Wie bist du in Deutschland aufgenommen worden 
und was ist deiner Meinung nach wichtig für eine 
gelungene Integration?

Das war damals für mich nicht einfach mit der neuen 
Kultur und den neuen Menschen zurechtzukommen. Ich 
wusste aber theoretisch Bescheid, was mich erwartet. 
Ich habe dann viele Leute getroffen, einige waren nett 
andere nicht. Ich habe damals zum Beispiel Leute ge-
grüßt, die mir nicht geantwortet haben. Das konnte ich 
erst später begreifen, dass es normal ist. Natürlich gab 
es dagegen sehr liebe und nette Männer und Frauen, die 
mir Antworten auf meine Fragen gegeben haben. In den 
ersten Tagen, war ich ein bisschen überrascht und auch 
enttäuscht. Ich musste mein Leben umstellen. Ich habe 
dann richtig angefangen, die deutsche Kultur kennen zu 
lernen. Später ist mir alles deutlicher und klarer gewor-
den, wie ich in der Gesellschaft lebe, mich verhalte und 
zurechtfinde. Heute bin ich zufrieden.

Die Sprache ist eine wichtige Brücke für die Integration. 
Wer die Sprache nicht kennt, hat hier Probleme. Deshalb 
ist es wichtig, dass es staatlich geförderte Sprachkurse 
für alle gibt. Man brauchte auch Extrasprachkurse für 
Migrantenkinder. Die jetzigen und die kommenden Ge-
nerationen sollten noch stärker als bisher sensibilisiert 
werden für andere Kulturen und Religionen, um Vorurtei-
le zu vermeiden. Das wäre auch durch ein zusätzliches 

Unterrichtsfach in der Schule möglich. Die Medien 
sollten mehr über das Ausland berichten. Afrika 
besteht für viele Deutsche nur aus Hungersnot, 
Krankheit oder Krieg. Die Medien sollten zeigen, 
wie freundlich ein afrikanisches Land sein kann, 
wie viel es anbieten kann. 

Darüber hinaus benötigen Migranten bessere 
Informationen, eine bessere Betreuung und Be-
ratung bei der Ankunft in Deutschland. Es sollte 
auch eine stärkere Förderung von internationalen 
Kulturveranstaltungen geben und es sollte ein in-
ternationales Kulturzentrum eingerichtet werden. 
Es ist wichtig, die Ghettobildung zu vermeiden, 
Deutsche und Migranten sollten zusammenleben. 
Migranten sollten durch ein Antidiskriminierungs-
gesetz besser vor Diskriminierungen geschützt 
werden. Die Migranten sollen aber auch die Re-
geln des Zusammenlebens lernen und beachten.

?
Hast du selbst Erfahrungen mit Diskriminierung ge-
macht? Warum hältst du die Verabschiedung eines 
Anti-Diskriminierungsgesetzes für wichtig? 

Ich denke, dieses Gesetz braucht man. Ich habe selbst viele 
Erfahrungen mit Diskriminierungen gemacht, zum Beispiel 
bei der Jobsuche oder auch bei der Wohnungssuche. Ich 
kenne viele, denen Vermieter ganz offen gesagt haben, 
dass sie keine Ausländer in ihrer Wohnung wollen.

?
Hat dich und deine Familie das neue Zuwande-
rungsgesetz bereits persönlich tangiert?

           Das neue Zuwanderungsgesetz hat mich persönlich 
noch nicht tangiert, aber meine Bekannten. Ein wichtiger Teil des 
Gesetzes ist, dass ausländische Studenten, die das Studium 
abgeschlossen haben, Deutschland nicht mehr verlassen 
müssen, auch wenn sie ein Job finden. Das neue Zuwan-
derungsgesetz ermöglicht ihnen nach dem Studium ein Jahr 
lang einen Job zu suchen. So können diese qualifizierten 
Migranten in Deutschland arbeiten und Steuern zahlen. Ich 
kenne auch einige, die jetzt als ausländische Qualifizierte 
nach Deutschland einreisen dürfen, wenn sie die Bedingun-
gen erfüllen, was selbstverständlich gut für die deutsche 
Wirtschaft ist. Es gibt aber Probleme wie die Ablehnung der 
Visavergabe für Verwandte von Migranten, auch wenn sie alle 
Dokumente bereitstellen. Die Botschaften lehnen ohne Grund 
die Erteilung eines Visums ab. Auf der anderen Seite wird 
durch das neue Gesetz der Familiennachzug erleichtert. 

 MIGRANTEN FÜHLEN SICH
DURCH GRÜNE VERTRETEN
Ein Gespräch mit Komla Agbavito, der aus Togo stammt und seit Mai 2000 in Heidelberg studiert.
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?
Was muss sich für Migrantinnen und Migranten in 
Deutschland noch verbessern?

    Die Verbesserung der Lebensbedingungen der Asyl-
bewerber ist wichtig. Es muss ein Stopp von Massenab-
schiebungen von Menschen aus Nigeria, Togo oder Mali 
geben, damit einzelne Fälle berücksichtig werden können. 
Ich kenne einige, die aus politischen Gründen in Togo 
verfolgt werden, und das sollte stärker berücksichtigt wer-
den. Im Fall einer Abschiebung sollte man die Betroffenen 
finanziell unterstützen, man sollte ihnen ermöglichen, ihre 
Sachen einzupacken und mitzunehmen.

Es sollte eine Beschwerdestelle beim Bürgeramt oder 
beim Arbeitsamt für ausländische Arbeitnehmer wegen 
Diskriminierung am Arbeitsplatz geben. Ganz viele haben 
Probleme am Arbeitsplatz, werden diskriminiert. Wenn die 
Arbeitgeber wüssten, dass es eine solche Beschwerde-
stelle gibt, würden sie anders handeln. 

Alle Migranten, die mit Deutschen verheiratet sind oder 
hier länger leben, sollten die Politik mitgestalten durch 
die Teilnahme an Wahlen zumindest auf Kommunal- und 
Landesebene. Auch den Familiennachzug für Migranten 
sollte man weiter erleichtern.

?
Warum ist es deiner Meinung nach für eine bessere 
Einwanderungs- und Flüchtlingspolitik wichtig, 
dass BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auch nach dem 
18.9. weiter mitregieren?

Die Grünen spielen eine wichtige Rolle in der Einwande-
rungs- und Flüchtlingspolitik. Ich werde am 18. September 
Grün wählen, weil die Grünen sich am aktivsten von allen 
Parteien für Einwanderer und Flüchtlinge einsetzen und 
eine vernünftige Migrationspolitik machen. Die Migranten 
fühlen sich durch sie vertreten. Ohne die Grünen wäre 
das Zuwanderungsgesetz nicht zustande gekommen. Die 
Grünen haben mitgewirkt und eine aktive Einwanderungs-
politik möglich gemacht. Sie haben zum Beispiel einen 
Rechtsanspruch auf den Zugang zu Integrationskursen 
durchgesetzt, die auch von Migranten angenommen 
werden. Die Grünen setzen sich weiter für den systema-
tischen Ausbau einer bildungs- und berufsbezogenen 
Sprachförderung ein. Dank der Grünen gibt es heute ein 
Gesetz zum Schutz der Migranten vor häuslicher Gewalt 
und Zwangsehen. Deshalb werde ich die Grünen am 18. 
September wählen.

Das Gespräch mit Komla führten Beate Deckwart-Boller 
und Uwe Wenzel vom AK Migration.

GRÜNE WOLLEN STARKE KOMMUNEN
Barbara Greven-Aschoff, Vorsitzende der GAL/GRÜNEN Gemeinderatsfraktion in Heidelberg

Nirgends erleben Bürgerinnen und Bürger Politik so haut-
nah wie in ihrer Gemeinde. Ob das Kindergartenangebot 
ausreicht oder die Schulen gepflegt werden, der öffentliche 
Nahverkehr gut ausgebaut oder ein akzeptables kulturelles 
Angebot vorhanden ist. Das alles kostet viel Geld. In den 
letzten Jahren geriet mit dem Sinken der Gewerbesteuer-
einnahmen infolge der wirtschaftlichen Umbruchsituation 
ein Pfeiler des kommunalen Finanzsystems ins Wanken. 
Gemeinden können z.B. keine größeren baulichen Investi-
tionen mehr tätigen, obwohl dies dringend nötig wäre zur 
Ankurbelung der örtlichen Wirtschaft. Für Bündnis 90/Die 
Grünen ist daher die Reform der Gemeindefinanzen ein 
zentrales Anliegen. Es geht darum, die Finanzkraft der 
Kommunen zu stärken. Gewerbesteuer wird in Heidelberg 
z.B. nur von 42% der Betriebe überhaupt gezahlt und von 
diesen sind es wiederum nur 23 größere Betriebe, die 
70% der Gewerbesteuer aufbringen. Die Abhängigkeit 
von wenigen Betrieben oder gar nur einem, wie mancher 
Orts, hat gravierende Folgen für den kommunalen Haus-
halt. Wir wollen, dass sich alle wirtschaftlich Tätigen an 
der Finanzierung der gemeindlichen Aufgaben beteiligen 

– dies aber bei niedrigen Steuersätzen und Beibehaltung 
der Anrechenbarkeit der Gewerbe- auf die Einkommens-
steuer. Per saldo darf es keine Steuererhöhung geben. 
Wir wollen nicht die Gewerbesteuer abschaffen, wie es z. 
T. in der CDU diskutiert wird. Die enge Verbindung zwi-
schen Kommune und Wirtschaft soll erhalten bleiben. Sie 

stärkt die Eigenständigkeit der Gemeinden. Langfristig 
soll aus der Gewerbesteuer eine kommunale Wirtschafts-
steuer werden. Eine 
ökologisch steuernde 
Reform der Grundsteu-
er steht ebenfalls auf 
der Agenda. Nachdem 
in der ausklingenden 
Wahlperiode eine große 
Gemeindesteuerreform 
am Widerstand der 
Unionsparteien geschei-
tert ist, hoffen wir, dass 
unsere Vorschläge von 
einer neuen, starken rot/
grünen Koalition durch-
gesetzt werden können. 
Schon die bisherige 
Regierung hat im Ansatz 
die Kommunen entlastet 
durch die Senkung der 
Gewerbsteuerumlage, Übernahme der Sozialhilfekosten 
durch die Hartz IV Reform, Teilübernahme der Wohngeld-
kosten für ALGII-Bezieher (von den Ländern jedoch nicht 
voll weitergegeben), Geld für den Ausbau von Ganztags-
schulen. Trotzdem reicht das noch nicht. Die Reformen 
müssen weitergehen, daher: grün wählen.
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GRÜNE JUGEND GESTALTET MIT!
Auf der Wahl-BDK in Berlin am 9./10. Juli wurde unser Delegierter Lucas Guttenberg, der auch Sprecher des Heidel-
berger Jugendrates ist, als jüngster Delegierter (16) von SWR2 für die Sendung „Dschungel” zu Jugendlichen in der 
Politik, dem Charme der Grünen und seinem Verständnis von links befragt. Hier ein Auszug.

?
Was interessiert dich an Politik?

    Dass es im Prinzip eine Möglichkeit ist, auch wenn 
das viele Leute heute nicht mehr für so wichtig

halten, eine Gesellschaft mit zu gestalten und deswegen 
auch die Grünen weil ich da das Gefühl habe, dass man 
da eben den größten Spielraum hat mitzumachen.

Ich hab selber als jüngster Delegierter 
einen Antrag eingebracht, der vom Bundes-
vorstand übernommen wurde und der im 
Wahlprogramm stehen wird.
Das alleine ist schon ein Beweis dafür dass man da auch 
was tun kann.

?
Was möchtest du denn mitgestalten in der Gesell-
schaft, was stand denn zum Beispiel in deinem 
Antrag?

Mein Antrag hat darauf abgezielt, dass die Partei sich dafür 
engagieren soll, Jugendvertretungen stärker zu implemen-
tieren, weil es in viel zu wenig Bundesländern überhaupt 
Infrastrukturen gibt, dass Jugendvertretungen geschaffen 
werden können, dass es da bundesweit Impulse dafür gibt. 
Das ist mein wichtigster Bereich im Moment, weil ich da 
in Heidelberg auch ziemlich aktiv bin.

?
Wie bist du eigentlich zu den Grünen gekommen, 
wie sind die Grünen deine politische Heimat ge-
worden?

Ja zum einen ist es mir schon auch ein bisschen in die 
Wiege gelegt worden, aber ich habe mir dann auch selber 
ein Bild von den Grünen gemacht. Ich finde es geht da gar 
nicht so sehr um Programmatik, sondern es geht darum, 
wie eine Partei mit ihren Leuten umgeht oder wie eine 
Partei inhaltlich arbeitet und wenn ich dann sehe dass 
andere Parteien eine Woche vor der Wahl ihre Parteitage 
machen, dann verstehe ich das nicht. Da muss ich sagen, 
da hat man andere Umgangsformen bei uns, es ist viel 
weniger hierarchisch organisiert und es ist einfach ein 
anderes Verständnis von Mitgliedern.

Das hat mich bei grünen Veranstaltungen 
schon immer fasziniert, diese lockere Art 
miteinander umzugehen.

?
Würdest du als politisch links bezeichnen?

    Ja, auch wenn ich innerhalb der grünen Partei nicht 
unbedingt als links gelte glaube ich, dass links

kein alter Begriff ist, sondern dass links ein ziemlich 
aktueller Begriff ist.

?
Ich will dich jetzt nicht überfallen,
aber was bedeutet denn für dich links?

    Links bedeutet für mich im Prinzip, dass man zwar
gewisse Werte hat auf denen man aufbaut, aber dass 
man gesellschaftliche Normen immer weiter entwickeln 
muss. Dass es keinen Status geben kann auf dem es 
irgendwann aufhört, weil sich die Gesellschaft insgesamt 
entwickelt und ich glaube das muss immer miteinander 
Schritt halten

Man muss, ausgehend von bestimmten 
Grundwerten die wir haben, seine eigenen 
Werte entwickeln und damit eine immer 
offenere Gesellschaft produzieren.
Da sind wir erst am Anfang und nicht am Ende, wie das 
viele sehen. Das würde ich als links bezeichnen.

Das ganze Interview gibt’s auf www.swr2.de und dann 
weiter bis zur Sendung Dschungel-Machete klicken.
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GRÜNE ALTE…
Annegret Fabricius, AK Christinnen und Christen bei Bündnis 90/Die Grünen

Einen Beitrag aus der Sicht der Senioren soll ich 
schreiben. Oh ja, die gibt es: Grüne Senioren 
(muss das eine dynamische, problemorientierte 
Gruppe sein, denn statistisch gesehen sind die 
über 60-jährigen vergleichsweise mit den ande-
ren Parteien in der Minderzahl). Alt gleich arm, 
schwach, pflegebedürftig? Das Bild von den ak-
tiven älteren Menschen fehlt (außer gelegentlich 
in entsprechender Werbung für Medikamente) in 
der öffentlichen Wahrnehmung. Vorstellungen 
sind eher: Alte Menschen leben auf Kosten der 
nächsten Generation.

Der heraufbeschworene Krieg der 
Generationen wird nicht entstehen, 
wenn rechtzeitig Konzepte gefunden 
werden, wie wir mit der veränderten 
Gesellschaft umgehen.
Im vergangenen Jahr wurde der Verein Alte Grüne 
gegründet Sein Zweck: Interessenvertretung al-
ter Menschen in unserer Gesellschaft, Erfahrung 
und Wissen alter Menschen gesellschaftspolitisch 
mehr Bedeutung geben, konstruktive Zusammen-
arbeit der Generationen, Selbstbewusstsein und 
Eigenverantwortung älterer Menschen fördern, 

Stärkung der gesamt-
gesellschaftlichen Ver-
antwortung hilfs- und 
pflegebedürftiger älterer 
Menschen, Zusammen-
arbeit mit Initiativen, die 
sich für ein selbstbe-
stimmtes Leben im Alter 
einsetzen.

Mein ursprüngliches Anliegen für eine aktive 
Mitarbeit bei den Grünen war der Umweltschutz. 
Ich bin nicht enttäuscht worden.

Mir graust vor einer CDU-Regierung: 
Wachstum, Wachstum, Wachstum 
ohne Rücksicht für die Umwelt-
schäden, Verlängerung von AKW-
Laufzeiten und, und…
Selbstredend, dass ich die Grüne Toleranz be-
geisternd bejahe. „Frische Ideen für Arbeit und 
Umwelt, Gerechtigkeit und Toleranz” war der 
Slogan des Grünen Parteitages.

Machen wir die Grünen stark, dass 
sie ihre Vorhaben verwirklichen 
können.
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Grüne und Studis haben viel gemeinsam: 
MIT NEUEN IDEEN IN DIE ZUKUNFT!
Anna Christmann, Studentin und
Mitglied im Hochschulsenat ab 1. Oktober 2005 

Gerade in Heidelberg erleben wir zurzeit auch, wie Hoch-
schulen geführt werden: Von oben nach unten werden 
Entscheidungen durchgedrückt anstatt alle Betroffenen 
einzubeziehen. Grüne wollen das ändern und setzen sich 

– anders als Schwarz-Gelb –

für die demokratisch verfasste Hochschule 
und die Mitbestimmung durch Studierende, 
MitarbeiterInnen und ProfessorInnen ein.
Mit Innovationen, Wissenschaft und neuen Ideen soll die 
Zukunft aus grüner Sicht gestaltet werden, anstatt mit alten 
oder schlichtweg unsozialen Konzepten. Als Studentin 
sind das auch meine Ziele.

Studium bedeutet Wissensdurst und die 
Lust auf neuen Ideen. Dafür stehen die 
Grünen.

Heidelberg ist eine Universitätsstadt: Mit ca. 30.000 machen 
StudentInnen gut ein Fünftel der Bevölkerung aus. Ich 
hoffe als eine von diesen 30.000, dass die Studis sich 
am 18. September nicht irgendwo in der Weltgeschichte 
befinden, sondern an der Wahlurne oder rechtzeitig ihr 
Kreuz per Briefwahl abgegeben haben. Am besten bei 
den Grünen. 

Zunächst hat das Studium für mich mit Lebensgefühl zu 
tun und mit einer grundsätzlichen Einstellung zur Gesell-
schaft. Studieren bedeutet auch Bologna-Prozess, alle 
Abschlüsse werden europäisiert. Studieren bedeutet oft 
ERASMUS-Austausch nach Reykjavik, Montpellier oder 
Stockholm.

Studenten sind die Gesellschaftsgruppe, 
die die Europäisierung lebt und die Grünen 
die Partei, die sie am meisten fördert.
Konkret ist Hochschulpolitik zwar weitgehend Landes-
sache, dennoch gibt es viele hochschul- und studien-
relevante Entscheidungen, die in Zukunft anstehen. 

Die CDU plant zum Beispiel Geld zu sparen, indem alle 
Einkünfte von Studierenden zukünftig auf den Kinderfrei-
betrag der Eltern angerechnet werden sollen. Verdiene 
ich einen Euro, müssen meine Eltern für einen Euro mehr 
Steuern zahlen, soll es nach Willen der Konservativen 
zukünftig heißen. So wird die Studienfinanzierung nicht 
erleichtert, so werden nicht mehr StudentInnen an die 
Uni gelockt.

Grüne haben ein gegenteiliges Ziel: Mehr StudentInnen 
sollen an die Unis, Deutschland braucht hochqualifizierte 
Menschen.

Die Studienfinanzierung soll dazu lang-
fristig von den Eltern abgekoppelt wer-
den, StudentInnen soll (kostenneutral) 
ein eigenes Budget in die Hand gegeben 
werden, um eine Grundsicherung zu 
gewährleisten. 
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BILDUNG NEU
GESTALTEN!
Daniel Hager-Mann

Zeit für nachhaltiges Lernen, dass das Entde-
cken der eigenen Lernstrategien ermöglicht, dass dem 
individuellen Förderbedarf verstärkt Rechnung trägt und 
den Kindern und Jugendlichen Bildungsmöglichkeiten in 
überfachlichen Zusammenhängen eröffnet.

Schulische Bildung muss dem Anspruch genügen, Be-
nachteiligungen abzubauen und Kinder und Jugendliche 
zu befähigen, auf der Basis schulischer Bildung ihr Leben 
in Vielfalt und Selbstbestimmung zu gestalten. 

Bildungspolitik hat sich zu orientieren an 
der Frage, wie Kinder und Jugendliche 
bestmöglichst nach ihren individuellen 
Fähigkeiten gefördert und gefordert 
werden können.

Denn alle Kinder haben, un-
abhängig ihrer Herkunft und 
Sozialisation einen Anspruch 
auf Bildung – vom Kindergar-
ten bis zum Schulabschluss. 
Bildung entscheidet über Teilhabe-
möglichkeiten in beruflicher und ge-
sellschaftlicher Dimension. Und weil 
das so ist, stellt sich die Frage der Zu-
gangsgerechtigkeit immer wieder neu. 
Bildungspolitik muss allen Kindern und 
Jugendlichen Zugangsmöglichkeiten zu 
Bildung eröffnen.

Die Frage nach dem Schulsystem ist 
dabei nachrangig zu betrachten. In je-
dem Schulsystem können qualifizierte 
Lehrerinnen und Lehrer, die dem Ansatz 
der Bildung des Individuums folgen, 
Kindern und Jugendlichen das mit auf 
den Lebensweg geben, was sie mit ihren 
ganz spezifischen Lernvoraussetzungen 
brauchen. Dieser Ansatz muss zwingend 
eine Veränderung der Unterrichtskultur 
nach sich ziehen. Es wird in Zukunft 
noch verstärkter um die Vermittlung 
von Basiskompetenzen in fachlicher, 
personaler, methodischer und sozialer 
Dimension gehen. Hierbei ist sicherlich 
festzustellen, dass Bildung, dass Lernen 
in diesem Sinne mehr Zeit braucht.
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KULTUR BRAUCHT STARKE GRÜNE!
Dorothea Paschen,
Schauspielerin und Regisseurin,
GAL Alt-Stadträtin

Das Bewusstsein zu haben, dass Kultur einer stetigen 
und nachhaltigen Förderung bedarf ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass Kulturpolitiker der Grünen schon seit 
ihrem ersten Mitwirken in den verschiedensten Gremien 
und Positionen sich diesem Thema in vielfältigster Weise 
angenommen haben. In einer täglich stärker werdenden 
technisierten Welt, im so genannten Computerzeitalter, 
sind Stätten, wo die Begegnung mit realer Kunst möglich 
ist, besonders wichtig und erhaltenswert.

Die heutige Gesellschaft braucht auch 
künftig eine Kultur, die neben purer, oft 
öder Unterhaltung, vor allem Visionen ent-
wickeln kann, die provoziert, hinter-
fragt und zum Nachdenken anregt.
Sowohl Traditionelles bewahren, wie auch die 
Förderung freier Gruppen und die kulturelle Bildung 
von Kindern und Jugendlichen werden von den 
GRÜNEN auch in Zeiten knapper Kassen als 
Schwerpunkte ihrer Politik angesehen.

Wir wollen Kultur- und Bildungsschaffenden einen 
verlässlichen Rahmen garantieren, der ihnen die 
Sicherheit gibt Neues zu befördern, Qualität zu 
steigern, aber auch Veränderungen in den sub-
ventionierten Einrichtungen möglich machen. Dies 
könnte z.B. durch zeitlich definierte Subventions-
zyklen bei dauerhaft subventionierten Institutionen 
geschehen.

Kultur ist unser Lebenselixier in ihrer enormen 
Vielfältigkeit. Sei es im musikalischen, im theat-
ralischen oder tänzerischen Bereich in der Kunst 
oder im Kunstgewerbe, in den Kulturen anderer 
Länder.

Darum, gerade nach der PISA-Studie, treten die 
GRÜNEN dafür ein, dass die Bildung von Kindern 
und Jugendlichen in diesem Bereich gestärkt 
wird, denn die kulturelle Bildung ist grundlegen-
der Bestandteil einer ganzheitlichen, nachhaltigen 
zukünftigen Entwicklung unserer Gesellschaft.

Wir sind uns bewusst, dass Kulturausgaben keine Sub-
ventionen, sondern Investitionen in die Zukunft sind.

Starke Grüne werden sich Kürzungen im 
Bildungs- und Kulturbereich widersetzen 
und sich dafür verwenden, dass Kultur für 
alle Menschen zugänglich und bezahlbar 
bleibt.
Wer meint, ohne, oder mit nur einem Alibi-Kulturangebot 
auskommen zu können, wird zur weiteren Verarmung und 
Verödung unseres Lebens beitragen. Dies wird nicht nur 
individuelle Folgen haben, sondern auch Auswirkungen 
auf die kreativen und innovativen Potentiale unseres 
Landes.

Kulturpolitik muss vorausschauend und 
visionär betrieben werden. Dafür sind 
starke GRÜNE ein Garant.



11 rundbrief 2/05 JA zu Grün!

•  Wollen wir einen handlungsfähigen Staat mit 
einer soliden Finanzierungsbasis und dem Schulden 
nicht die Luft abdrehen oder soll dem Staat jegliche 
Gestaltungskraft entzogen werden?

•  Bekommen wir ein Steuersystem, das die Starken 
weiter entlastet und den Schwachen die Belastungen 
aufbürdet oder wollen wir eine faire Lastenverteilung?

•  Gelingt es Globalisierung zu gestalten und dabei 
auf europäischer Ebene Fortschritte zu erzielen oder 
ziehen wir uns vom Projekt Europa zurück?

In Heidelberg hat das GRÜNEN-Plakat mit dem Slogan 
“Das Land nicht den Rechten überlassen” gerade viel Fu-
rore gemacht. Zu Recht. Trotz zugespitzter Formulierung, 
war es auch durchaus so gemeint: Es gibt viele gute 
Gründe, das Land nicht denen zu überlassen, die so tun, 
als wären Werte wie Gerechtigkeit, Solidarität, Ökologie 
und Toleranz nicht mehr zeitgemäß. 

Von Theresia Bauer noch eine alte Bauernregel – gern 
beruft sich auch unsere Landwirtschaftsministerin darauf:

Ist der September grün und klar,
wird´s ein gutes neues Jahr. 

Ministerpräsident Oettinger hatte sich zusammen mit der 
CDU im Land schon gefreut: Bei einer Landtagswahl im 
nächsten Frühjahr, ein halbes Jahr vor der großen Ent-
scheidung im Bund, spekulierten sie darauf, auf leisen 
Sohlen zur absoluten Mehrheit im Land zu schleichen, weil 
keiner sich für sie und die Verhältnisse im Land interessiert 
hätte. Daraus wird jetzt nichts. Mit der Entscheidung des 
Bundespräsidenten für Neuwahlen hat sich der Fahrplan 
gedreht: Damit steigen die Chancen, dass Landespolitik 
bei der Landtagswahl eine Rolle spielt und dass Oettingers 
CDU die angemessene Quittung dafür erhält.

Aber erst mal kommt der 18. September. Die vorgezogene 
Bundestagswahl wurde von den Grünen nicht forciert. Aber 
wir stellen uns dem Votum von Wählerinnen und Wählern 
und wir haben es auch nicht zu fürchten. Dennoch: Diese 
Wahl wird kein Sommerspaziergang für uns (obwohl dieser 
Sommer grün wird, selbstverständlich). Das „rot-grüne 
Projekt” hat durch die einseitige Kündigung Schröders 
seinen Charme eingebüßt und eine rot-grüne Mehrheit 
ist nur begrenzt realistisch angesichts zunehmender 
Fliehkräfte in der SPD. Warum es wichtig und richtig ist, 
starke GRÜNE im Parlament zu haben - das ist eine der 
Überzeugungsaufgaben der anstehenden Wochen.

GRÜNE wollen regieren, aber wir können auch Oppositi-
on. Das rüberzubringen gelingt den WahlkämpferInnen an 
den Infoständen nicht allein. Gefragt sind alle Mitglieder 
und WählerInnen in ihren Gesprächen mit Freunden und 
im Umkreis, beim Grillen, im Schwimmbad und beim 
Arbeiten. 

Wir müssen uns dem diffusen Wunsch nach Wechsel 
stellen – der ja, glaubt man den Umfragen, von einer 
anderen Konstellation nicht wirklich Besserung erwartet. 
Wir müssen die Stimmung derer drehen, die sich damit 
begnügen wollen, dem politischen Establishment bei der 
nächsten Wahl einen Denkzettel zu verpassen. Wir müs-
sen klarlegen, um welche Richtungsentscheidung es am 
18. September geht:

•  Kommt es zur Rolle rückwärts beim Atomausstieg 
und der Förderung der erneuerbaren Energien?

•  Ist Solidarität das Leitprinzip bei der Reform unserer 
sozialen Sicherungssysteme oder das Abwälzen der 
Risiken auf den Einzelnen?

•  Wird Verbraucherschutz und Landwirt-
schaftspolitik im Interesse von Gesundheit und 
Sicherheit gemacht oder von den alten Lobbyistengrup-
pen, die schon wieder vor der Türe stehen?

•  Wird in der Bildung ernst gemacht mit Teilhabe-
chancen für alle oder wird die Verantwortung für den 
Bildungserfolg ihrer Kinder wieder an die Eltern zurück 
delegiert?

JETZT SIND ALLE GEFRAGT!
Theresia Bauer, MdL



Neue Arbeit!

Neue Energie…

Eurosolar-Aufruf:

DEUTSCHLAND BLEIBT ERNEUERBAR!
Dr. Volker Reimann-Dubbers, Stiftung für erneuerbare Energien

Dr. Volker Reimann-Dubbers ist sicherlich einer der Vordenker für Erneuerbare Energien – in Heidelberg und darüber 
hinaus. Mit seiner „Stiftung für erneuerbare Energien” unterstützt er seit über 8 Jahren Projekte durch die ganze 
Bandbreite der erneuerbaren Energien, bei uns z.B. den Energielehrpfad im Heidelberger Zoo. Herr Reimann-Dub-
bers möchte als seinen Beitrag zu unserem Rundbrief den nachfolgenden Eurosolar-Aufruf (gekürzt) veröffentlichen, 
welchen er als einer der Erstunterzeichner mitinitiierte. Ausführliche Informationen zum Konflikt um das EEG stehen auch 
unter: www.eurosolar.org. Hier kann man zudem den Aufruf als Anzeige in deutschen Tageszeitungen unterstützen 
und mitfinanzieren. 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) sichert ökolo-
gische und ökonomische Zukunftsfähigkeit

Deutschland ist zum Vorreiter 
Erneuerbarer Energien geworden.
Ausgelöst durch das EEG,

•  sind in Deutschland neue Anlagen mit einer Kapazität 
von über 19.000 MW zur Erzeugung von Strom aus 
Photovoltaik-, Windkraft-, Biogas-, Geothermie- und 
Wasserkraftanlagen erstellt worden – mehr als in jedem 
anderen Land der Welt; 

•  sind über 100.000 neue industrielle Arbeitsplätze ent-
standen, mit jährlichen Zuwachsraten von 30 % –  gegen 
alle sonstigen Trends in anderen Wirtschaftsfeldern; 

•  sind die Kosten der Stromerzeugung aus Erneuerbaren 
Energien um bis zu 70% gesunken;

•  ist der Anteil Erneuerbarer Energien an der Stromver-
sorgung von 3,5 auf 10% gestiegen; 

•  fördern die Erneuerbaren Energien die Versorgungssi-
cherheit und machen uns unabhängig von laufenden 
Preissteigerungen und von krisengeschüttelten Förder-
ländern.

Die „Koalition der Verweigerer” gegenüber Erneuerbaren 
Energien setzt darauf, den beschlossenen Ausstieg aus 
der Atomenergie wieder rückgängig zu machen und 
40.000 MW neue klimaschädliche Großkraftwerke zu 
bauen, um dadurch die Strukturen der überkommenen 
Energieversorgung zu zementieren. 

Tatsache ist, dass
•  bei einer Fortsetzung des Ausbaus Erneuerbarer 

Energien alle laufenden Atomkraftwerke ersetzt und 
der Bau neuer fossiler Großkraftwerke überflüssig 
werden;

•  die Mehrkosten bei jährlich unter 15  pro Haushalt 
liegen. Sie sind damit niedriger als die Kosten für 
Rückstellungen zur atomaren Entsorgung und die 
Kohlesubventionen.

•  bis 2010 Neuinvestitionen für Erneuerbare Energien von 
30 Mrd.  erwartet werden;

•  der deutsche „Alleingang” weltweite Impulse ausgelöst 
hat, auf Erneuerbare Energien statt auf Atomenergie zu 
setzen;

•  der zügige Ausbau der Erneuerbaren Energien an-
gesichts der Energieimportabhängigkeit von 80% ein 
volkswirtschaftliches Erfordernis ersten Ranges ist.

Deutschland steht an der Wegscheide 
zwischen

•  der Fortsetzung des Ausbaus Erneuerbarer Energien 
oder einem Festklammern an überkommenen atomar-
fossilen Kraftwerksstrukturen;

•  der Nutzung der heimischen natürlichen Potentiale oder 
wachsender internationaler Energieabhängigkeit, die die 
Versorgungssicherheit gefährden;

•  der Dezentralisierung der Energieversorgung in breiter 
Eigentümerstreuung oder einem fortgesetzten Konzen-
trationsprozess der Energiekonzerne;

•  ökologischer oder umweltgefährdender Energieversor-
gung. 

Das EEG ermöglicht die Chance, in wenigen Jahrzehnten 
zu einer emissionsfreien Stromversorgung aus heimi-
schen Erneuerbaren Energiequellen zu kommen. Es 
sichert die Zukunftsfähigkeit der deutschen Wirtschaft: 
Erneuerbare- Energie-Anlagen sind weltweit die wich-
tigste Zukunftstechnologie, hin zu einer ökologischen 
Industriegesellschaft.


